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Aus:

«Kleine Geschichte des Rechtskonservatismus und Faschismus in der Provinz 

- ein antifaschistischer Stadtführer für Gießen


1 Stadtverwaltung

Am 30.1.1933 wird Adolf Hitler zum Reichskanzler ernannt. Gleich nach der Reichstagswahl im März 
1933 wurde die Gießener Hilfspolizei um 110 SA-Leute, 75 Stahlhelmer (DNVP-nahe) und 20 SS-Leute 
u.a. zum »nächtlichen Streifendienst und Stärkung des Überfallkommandos« vermehrt. Die Ortsgruppe 
Mitte der NSDAP Gießen forderte kurz danach eine Generalreinigung in Deutschland und insbesondere 
die Säuberung des »Beamtenkörpers.« Dies wurde von dem neuen Gießener Stadtrat (ohne KPD; mit 
der SPD als einziger Opposition) und die Stadtverordnetenversammlung schnell umgesetzt.

Im April 1933 wird Adolf Hitler durch Stadtverordnetenbeschluss Ehrenbürger Gießens und der 
Anlagenring wurde in »Hitlerwall«, »Wesselwall«, »Hindenburgwall« und »Wernerwall« umbenannt (Bei 
Stimmenthaltung der SPD). Adolf Hitler nahm die Ehrenbürgerschaft an und sprach dem Stadtrat in 
einem Schreiben seinen ergebensten Dank aus. Auch die Stadtverwaltung und die städtischen Betriebe 
wurden schnell im Sinne der Nazis umstrukturiert.

In einem NS-Aufruf vom Mai 1933 erging die Aufforderung, so genannte »alte und verdiente« NS-
Genossen schnellstens in Arbeit und Brot zu bringen. In Gießer sollten solche alten Parteigenossen z. 
B. zur Feuerwache wechseln oder von den Straßenkehrern in andere Arbeitsstellen einrücken. 
Unerwünschte Arbeiter wie z.B. der Straßenbaumeister (ehemals Reichsbanner und SPD-nah) sollten 
geschasst werden. Entlassen wurden 1933 über 40 Arbeiter und 20 Beamte und Angestellte. Belegt 
sind außerdem bei festen Neueinstellungen (über einen längeren Zeitraum) über 50 Anfragen des 
Gießener Oberbürgermeisters bei der NSDAP (Gau Hessen- Nassau) zur Überprüfung der politischen 
Zuverlässigkeit der neuen Arbeiter. Diese Einflussnahmen und Ausspähungen gingen so weit, dass 
bspw. einem Theaterarbeiter die feste Einstellung verwehrt wurde, weil seine Spenden für das 
nationalsozialistische Winterhilfswerk zu gering gewesen seien und er keiner NS-Parteigliederung 
angehört hatte. Dieser Arbeiter (wie andere auch) sollte vom OB diszipliniert werden: Es wurde ihm ein 
halbes Jahr Zeit gegeben, diese »Beanstandungen« zu bereinigen


2 Neue Bäue 23

Hier befand sich früher das Bankhaus Herz. Nach dem Novemberpogrom wurde es »arisiert«, d.h. 
musste von dem jüdischen Eigentümer zwangsverkauft werden bzw. wurde enteignet. Die 
Liegenschaften des Moritz Herz gingen sämtlich in den Besitz des Deutschen Reiches über (entweder 
der Polizeiverwaltung oder der Reichsvermögensverwaltung). Dass es sich gerade um ein Bankhaus 
handelte, kann als Beleg dafür gesehen werden, dass bestimmte Vermögenswerte von vornherein für 
zentrale NS-Strukturen bestimmt waren und das Pogrom geplant war. Die meisten der Gießener 
jüdischen Liegenschaften gingen in die Hände der sogenannten »arischen«.

Die Gießener Gestapo richtete nach dem Pogrom hier ihr Quartier ein. Im Keller befanden sich Verhör- 
und Gefängniszellen, im Parterre Diensträume und Büros und im 1. Stock die Gestapo-Leitung mit 
Kriminalrat Winzer.

Hier saß u.a. auch die Gießener Antifaschistin Ria Deeg ein, die über mindestens drei Todesopfer der 
Gießener Gestapo berichtet. Als in den 1980er Jahren die Stadt Gießen an der Hauswand des 
ehemaligen Gestapo-Hauses eine Gedenktafel anbringen lassen wollte, konnte dies wegen des 
Einspruches des Eigentümers (nicht des Restaurantbetreibers) nicht verwirklicht werden, so dass die 
Gedenktafel in den Bürgersteig und damit an einer weniger auffallenden Stelle, eingelassen werden 
musste.

Ober die politische Verfolgung wurde im Gießener Anzeiger relativ offen berichtet . So wurde dem 
ersten Konzentrationslager auf hessischem Boden, dem KZ Osthofen, mehrere Artikel gewidmet. Zum 
Beispiel wurde im Gießener Anzeiger vom 6.5.33 die »Fruchtbare Erziehungsarbeit an 
kommunistischen Häftlingen« gepriesen. Ende 1933 befanden sich schon 27 Menschen aus Gießen in 
Osthofen
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3 Walltorstaße

In der Walltorstr. 32, 42 und 43 und in der Landgrafenstr. 8 befanden sich die sog. »Judenhäuser«. Mit 
dem Gesetz »über die Mietverhältnisse mit Juden« vom 30.4.1939 begann die Ghettoisierung der 
Juden. Nichtjüdische Vermieter wurden von den Verpflichtungen des Mieterschutzes gegenüber den 
jüdischen Mitbürgerinnen und Mitbürgern befreit und konnten ihnen kündigen und jüdische Vermieter 
mußten nunmehr freiwerdenden Wohnraum auf Verlangen an Juden vermieten. In Gießen war die 
Errichtung von »Judenhäusern« vorgesehen, in denen die Gießener Juden in großer Enge lebten. Die 
Durchführung dieser Maßnahme war Sache der städtischen Verwaltungen. Dies war nicht die einzige 
Einschränkung der Bewegungsfreiheit der Juden: Nach Kriegsausbruch wurde den jüdischen 
Gemeinden in geheimer Anordnung übermittelt, daß Juden ihre Wohnungen zwischen 20 Uhr und 6 
Uhr nicht mehr verlassen durften. Effektiv überwacht werden konnte dies Verbot allerdings erst nach 
der Einführung des »Judensterns« im Sept. 1941.

Dazu kamen nach der Einführung von Lebensmittelkarten nach Kriegsausbruch gekürzte Rationen für 
Juden: weniger Fleisch und Butter, keinen Kakao oder Reis, keine Schokolade etc. Seit September 
1942 gab es dann für Juden überhaupt kein Fleisch mehr ebenso wie Milchwaren, Eier und einer Reihe 
anderer Lebensmittel.


4 Steinstraße 8

In der Steinstr. 8 und der Südanlage 2 befanden sich die zwei Gießener Synagogen, die 
während der Reichspogromnacht von Nationalsozialisten niedergebrannt wurden. Gleichzeitig 
wurden in der Gießener Innenstadt jüdische Geschäfte und Wohnungen demoliert und 
ausgeraubt, zahlreiche Juden und Jüdinnen willkürlich verhaftet


5 Goetheschule

Vom 15.8 - 1.12.1942 wurden die letzten Gießener Juden und Jüdinnen nach Ausschwitz und 
Theresienstadt deportiert. Es waren 141 Gießener, 9 Wiesecker und mit den Juden und Jüdinnen aus 
dem Kreis Gießen zusammen etwa 300 bis 330 Menschen. Die Goetheschule diente als 
Internierungslager. Ihr letzter Gang durch Gießen verlief von hier aus zum Güterbahnhof. über die 
bürokratische Gründlichkeit der Vernichtungsmaschinerie und auch des weitverbreiteten Wissens 
darüber geben Schreiben des Gießener Oberbürgermeisters, des Elektrizitätswerkes und des 
Bauamtes Gießen Auskunft. Die Schüler der Goetheschule hatten vom 12. bis 17.9.42 Schulfrei.

Geplant wurde die Aktion auf einer Besprechung mit dem Beigeordneten Nikolaus, der Gestapo, dem 
NS-Kreisamtsleiter Hortig und dem Leiter des Wirtschaftsamtes. Das Stroh für die Lagerstatt der 
Menschen sollte von Landwirten des Stadtkreises Gießen leihweise bezogen werden und die 
Verpflegung sollte der Bahnhofsdienst der Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt übernehmen. Das 
Stadtschulamt Gießen ordnete- den Unterrichtsausfall an und die Stadtwerke Gießen stellten eine 
Rechnung aus über Sonderfahrten "zur Evakuierung der Juden" über 147,30 RM für verschiedene 
Omnibusfahrten innerhalb Gießens und in den Ortschaften der näheren Umgebung.

Dieser Vorgang war allerdings nur der letzte Akt der Vertreibung und Ermordung der Gießener Juden. 
Am 30. 1.1933 lebten in der Stadt Gießen 1229, in Wieseck 37 Juden. Am 5. August 1938 waren es 
noch 364, am 31.3.1939 (dazwischen lag das Novemberpogrom von 1938) waren es nur noch 287. Die 
städtische Einwohnerliste vom Februar 1941 verzeichnet nur noch 190 Gießener und 8 Wiesecker 
Juden und Jüdinnen. Den Holocaust überlebten nur 4 Juden. Unter den etwa 150 deportierten 
Gießener Juden und Jüdinnen waren auch 15 Minderjährige


6 Bahnhofstraße 2/4/14/30/35/56/65/66/76/77/79

Die sogenannten "Arisierung" jüdischen Besitzes vollzog sich auch in Gießen in kleineren Abschnitten. 
Von der anfänglichen Boykottbewegung ab 1933, ("Kauft nicht bei Juden!"), währenddessen schon 
jüdische Geschäfte sozusagen aus wirtschaftlichen Gründen aufgegeben werden mußten bis zur 
gezielten Liquidation 1939 vergingen einige Jahre. In Gießen gab es im Juli 1936 noch 130 
Gewerbebetriebe, Geschäfte, Praxen u.a., die sich in sog. "Nichtarischen" Händen befanden. Im 
Oktober 1937 waren es noch 100 Betriebe, im Oktober 1938 noch 53 Betriebe und nach dem 
Novemberpogrom waren es im Januar 1939 nur noch 6 Betriebe.




Die Nazis gingen in ihrer Gier sehr planmäßig vor: Die Juden und Jüdinnen mußten seit April 1938 
schon sämtliches Vermögen über 5000 RM anmelden und nach dem Novemberpogrom 1938 wurde 
ihnen eine sog."Buße" in Höhe von 1,12 Mrd. RM auferlegt. Eine Ministerkonferenz legte nach dem 
Pogrom die Leitlinien künftiger "Arisierung" und Liquidierung jüdischer Unternehmen und Geschäfte 
fest. Nach einer Liste des städtischen Katasteramtes von 1946 sind in Gießen insgesamt 409 
Liegenschaften die in jüdischem Eigentum standen, die meisten nach 1938 aufgrund der 
Arisierungsverordnungen, "arisiert" worden. Betroffen davon waren im Stadtgebiet Gießens 197 
Familien oder Einzelpersonen, in Wieseck 37 Familien oder Einzelpersonen. Im Rahmen des 
Zwangsverkaufes des jüdischen Besitzes versorgten sich viele Gießener Bürger mit Haus und 
Grundbesitz, zum Teil weit unter ihrem tatsächlichen Wert. In der Bahnhofstraße waren dies, um eine 
willkürlich gewählte Straße als Beispiel zu nennen, die Häuser Nr 2/ 4/ 14/ 30/ 35/ 56/ 65/ 66/ 76/ 77/ 
79.


7 Südanlage 2

Das Novemberpogrom war ein geplantes Pogrom:

Polizei und Feuerwehr hatten die Anordnung erhalten, lediglich die neben den Synagogen stehenden 
Gebäude vor einem übergreifen der Brände zu sichern, im übrigen dem sog. »Volkszorn« freien Lauf zu 
lassen. Diese Weisungen wurden, abgesehen vom Plünderungsverbot, befolgt. Es wurden ca. 100 
Juden umgebracht, ca. 30000 weitere Juden in KZ`s gebracht und die meisten der 400 noch 
bestehenden Synagogen niedergebrannt. Auch beide Gießener Synagogen wurden niedergebrannt. In 
der Steinstraße hatte die SA das Gelände abgesperrt. Ein stadtbekannter Nazi hatte Benzin in die 
Synagoge getragen und die Feuerwehr, die noch heute ihren Standort in unmittelbarer Nähe hat, ist 
während des Brandes untätig geblieben. Die Stadt Gießen, die die Grundstücke des jüdischen 
Gemeindebesitzes im Juni 1939 übernommen hat, bezahlte für die Hofreite in der Steinstraße 8 
(Synagoge) und den jüdischen Friedhof den sehr geringen Betrag von 4660 RM!

Die Hofreite des jüdischen Gemeindebesitzes in der Südanlage mit der Synagoge und einer Hofreite in 
der Lonystr.4 mit der jüdischen Gemeindeverwaltung sowie einen Grabgarten übernahm ebenfalls die 
Stadt Gießen im Juni 1939 für 40000 RM.

Eine Zeitzeugin (Ria Deeg) erinnert sich:

»Ich selber habe Abends nur noch die Trümmer gesehen und ging die Neustadt entlang. Dort beim 
Zwang, ein großes Herrenbekleidungsgeschäft, lagen die Stoffballen und Kleider, die ganze Straße 
voller Splitter, obwohl die Juden inzwischen hätten aufräumen müssen. Das hat nicht die Stadt 
gemacht, sondern die Stadt hat von den Juden verlangt, daß sie wieder saubermachen. Ich lief weiter 
in die Neustadt in Richtung Bahnhofstr. wo überall jüdische Geschäfte waren. Dort waren überall die 
Fensterscheiben kaputt und es war eine ziemlich große Unruhe. Die Nazis sind ja doch in die 
Wohnungen rein, haben zuerst das zerbrechliche Geschirr und danach die Möbel durch die Fenster 
rausgeschmissen. Sie haben sich auch an den Juden vergriffen, sie beschimpft und geschlagen. Ein 
Jude hat einen Herzanfall gekriegt und starb daran, eine Frau ist aus dem Fenster gesprungen vor 
Angst und war tot.«
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